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den Gewerkschaften, dem Ministerrat bis zum 
31. Dezember 1953 die Liste dieser Betriebe zur 
Bestätigung vorzulegen.
Es ist vorgesehen, daß Arbeiter, Angehörige der 
technischen Intelligenz und Angestellte, die in 
diesen bestimmten Betrieben mindestens 20 Jahre 
gearbeitet haben, außer ihrer Sozialversicherungs­
rente eine Zusatzrente aus Mitteln des Betriebes in 
Höhe von 5 °/o ihres letzten Netto-Verdienstes er­
halten. Voraussetzung ist weiterhin, daß der Mann 
das Alter von 65 Jahren bzw. die Frau das Alter 
von 60 Jahren erreicht hat oder Arbeitsunfähigkeit 
vorliegt.
Werktätigen, die in der Zeit des Nazi-Regimes als 
Antifaschisten gemaßregelt wurden und deshalb 
ihre Arbeit im Betrieb unterbrechen mußten, er­
halten diese Zeit als Betriebszugehörigkeit an­
gerechnet.
Das Ministerium der Finanzen wird verpflichtet, in 
den Finanzplänen der Betriebe die für diesen Zweck 
erforderlichen Mittel aufzunehmen.
Das Ministerium der Finanzen erläßt gemeinsam 
mit dem Ministerium für Arbeit die dazu erforder- 
I ichen Durchführungsbestimmungen.
Mit dem weiteren wirtschaftlichen Aufschwung 
unserer Republik und mit dem Wachstum der in 
der Industrie erzielten Akkumulation wird der 
Kreis der Betriebe mit Zusatzrentenversorgung bei 
langjähriger Betriebszugehörigkeit allmählich er­
weitert werden.

18. In Anbetracht der Tatsache, daß die in diesem Jahr 
durchgeführte Erhöhung der Arbeitslöhne der 
Lohngruppen I bis IV in einer Reihe von Industrie­
zweigen das richtige Verhältnis in der Bezahlung 
der qualifizierten und unqualifizierten Arbeit ver­
schoben hat, sind ab 1. Januar 1954 die Tarifsätze 
der Lohngruppen V bis VIII im Maschinenbau, in 
der energetischen und chemischen Industrie, in der 
Leicht- und Nahrungsmittelindustrie, im Bauwesen, 
in der holzverarbeitenden Industrie und in anderen 
Zweigen der volkseigenen Wirtschaft zu erhöhen, 
in denen 1952 keine Erhöhung der Löhne für 
qualifizierte Arbeiter stattgefunden hat. Die Er­
höhung der Löhne ist in einem solchen Ausmaß 
durchzuführen, daß die in den Industriezweigen 
erforderlichen Verhältnisse zwischen der Bezahlung 
qualifizierter und unqualifizierter Arbeit gewähr­
leistet sind.

19. Der Ministerrat hat die Forderung der Gewerk­
schaften an die Privat- und Handwerksbetriebe auf 
eine Lohnerhöhung für die Arbeiter in diesen Be­
trieben zustimmend zur Kenntnis genommen.
Das Ministerium der Finanzen wird beauftragt, bei 
den Betrieben der privaten Wirtschaft die erhöhten 
Löhne steuerlich als Betriebsausgabe anzuerkennen.

20. Den Betriebsleitern wird erlaubt, auf Wunsch der 
Belegschaft eine wöchentliche Lohnzahlung vorzu­
nehmen.

II.
Über die Erweiterung des Wohnungsbauprogramms

1. Um den Umfang des Wohnungsbaues beträchtlich 
zu erweitern und die Versorgung der Werktätigen, 
in erster Linie der Arbeiter, mit bequemen und 
zweckmäßigen Wohnungen zu verbessern, wird die 
Staatliche Plankommission verpflichtet, die Summe 
für den Wohnungsbau zu erhöhen und im In­
vestitionsplan der Deutschen Demokratischen 
Republik für das Jahr 1954 764 Millionen DM vor­
zusehen.

2. Um sicherzustellen, daß die mit diesen staatlichen 
Mitteln neu zu errichtenden Wohnungen in erster 
Linie an die Arbeiter und technische Intelligenz 
der VE-Betriebe, MTS und VEG zur Verteilung 
gelangen, sind bei der Festlegung der Wohnungs­
bauprogramme die Ministerien heranzuziehen, 
deren Betriebe in dem Bereich des jeweiligen Be­
zirkes liegen. Die Zuteilung der fertiggestellten 
Wohnungen an die Betriebe ist nach einem fest­
gelegten Verteilungsplan vorzunehmen. Für die 
Durchführung des Wohnungsbauprogrammes sind 
die Räte der Bezirke verantwortlich. Die Kontrolle 
des Wohnungsbaues für die Arbeiter der Industrie 
und für die technische Intelligenz erfolgt durch die 
zuständigen Ministerien.

3. Um den individuellen Bau von Eigenheimen durch 
die Arbeiter und Angestellten zu fördern, ist 
folgendes notwendig:
a) Im Plan der langfristigen Kreditgewährung für 

1954 werden Kredite für den individuellen 
Wohnungsbau der Arbeiter und Angestellten in 
Höhe von 100 Millionen DM vorgesehen. Die Be­
dürfnisse der Umsiedler sind dabei entsprechend 
zu berücksichtigen.

b) Für Arbeiter und Angestellte sind besondere 
Vorzugsbedingungen zu schaffen, die ihnen den 
Bau von Eigenheimen ermöglichen, wobei ein 
Teil der erforderlichen Mittel durch Eigen­
leistungen aufzubringen ist. Ein weiterer Teil 
ist durch einen unkündbaren, unverzinslichen 
Hypothekarkredit und der Rest durch einen 
rückzahlbaren unverzinslichen Hypothekar­
kredit zu finanzieren. Diesen Eigenheimen für 
Arbeiter und Angestellte sind bei der Zahlung 
der Grundsteuer Vergünstigungen zu gewähren.

c) Die Räte der Bezirke und Kreise sowie die 
Leiter der Betriebe, MTS und volkseigenen 
Güter werden verpflichtet, den individuellen 
Bauherren (den Arbeitern und Angestellten und 
besonders den Umsiedlern) jede mögliche Unter­
stützung beim Erwerb von Baustoffen und bei 
der Bereitstellung der erforderlichen Arbeits­
kräfte und Transportmittel für den individuellen 
Wohnungsbau zu gewährleisten.

d) Das Ministerium für Aufbau wird beauftragt, 
in Zusammenarbeit mit der Deutschen Bau­
akademie bis zum 1. März 1954 Typenprojekte 
für Ein- und Zweifamilienhäuser auf der Grund­
lage der Verwendung örtlicher und ausreichend 
vorhandener Baustoffe auszuarbeiten, wobei auf 
die Verbilligung des individuellen Wohnungs­
baues zu achten ist.

e) Das Ministerium für Aufbau wird beauftragt, 
der Regierung bis zum 1. März 1954 Richtlinien 
über die Organisierung der Produktion von Bau- 
und Konstruktionselementen für Eigenheime 
auf der Grundlage örtlich vorhandener Baustoffe 
zu unterbreiten.
Dabei ist die höchstmögliche Eigenleistung der 
individuellen Bauherren für den Eigenheimbau 
zu berücksichtigen.

4. Entsprechend den Wünschen und Bedürfnissen der 
Arbeiter ist es erforderlich, A r b e i t e r w o h ­
n u n g s b a u g e n o s s e n s c h a f t e n  zu bilden 
und sie durch staatliche Hilfe zu fördern.
Das Ministerium für Aufbau wird beauftragt, in 
Zusammenarbeit mit dem Ministerium der Finanzen 
und in Übereinstimmung mit den Gewerkschaften


